
Maria Kolesnikowa ist in ein Ge-
fängnis in Schodsina nordöstlich von 
Minsk gebracht worden 
(Stand 13. September). 
Das Lukaschenka-Re-
gime wollte die mutige 
38-jährige Oppositons-
politikerin und Vertreterin 
des „Koordinierungsrates“ 
gewaltsam in die Ukraine 
abschieben. Das verei-
telte sie, indem sie vor 
der Grenze ihren Pass 
zerriss. Jetzt wird ihr u.a. 
„Gefährdung der natio-
nalen Sicherheit“ gemäß 
Paragraph 361 Strafge-
setzbuch vorgeworfen.

Die belarussische Menschen-
rechtsorganisation „Viasna“ („Früh-
ling“), das Belarussische Helsinki-
Komitee (BHC), das Belarussische 
Haus der Menschenrechte, der bela-
russische Journalistenverband, das 
belarussische PEN-Zentrum und 
weitere Organisationen erklärten 
gemeinsam: „Wir lehnen diese recht-
liche Qualifizierung entschieden ab.“ 
Sie sei künstlich, voreingenommen 
und eindeutig politisch motiviert. Die 
Menschenrechtler erklärten: „Wir 
betrachten Maria Kolesnikowa, Mak-
sim Znak und Illia Salei als politische 
Gefangene und bestehen auf ihrer 
sofortigen Freilassung.“

In einem Schreiben an den UN-
Sonderberichterstatter über Folter 
erklärten ferner „Viasna“, BHC, die 
„Weltorganisation gegen Folter“ 
(OMCT) und die Internationale Fö-
deration für Menschenrechte (FIDH): 
„Vom 9. bis 14. August begingen 
staatliche Agenten des belarussi-
schen Innenministeriums zahlreiche 
Menschenrechtsverletzungen an 
Tausenden von Demonstranten, die 
auf die Straße gingen, um gegen die 
manipulierten Präsidentschaftswah-
len zu demonstrieren (...) Über 6.000 
Personen wurden verhaftet, bis zu 
10 Tage lang in Isolationshaft gehal-

ten und mindestens 450 von ihnen 
von Vollzugsbeamten geschlagen, 

gedemütigt und gefoltert (...) Das 
Strafverfolgungssystem war auf ein 
solch brutales Durchgreifen gegen die 
Bevölkerung vorbereitet und ausge-
bildet worden (...) Das gegenwärtige 
Niveau der Brutalität und das Ausmaß 
des Missbrauchs sind jedoch selbst 
für Belarus beispiellos.“ „Viasna“ und 
OMCT hätten umgehend Informati-
onen über die Opfer von Folter und 
Misshandlung gesammelt. Für die 
Zeit vom 12. bis 20. August habe man 
Zeugenaussagen von mehr als 450 
Opfern, die durch Fotos und Videos 
untermauert wurden. Mehr als hun-
dert Opfer wurden bereits auf Video 
interviewt. Eine erste Analyse der 
Zeugenaussagen hat zuverlässig den 
systematischen Charakter von Folter 
und grausamer, unmenschlicher und 
erniedrigender Behandlung in ganz 
Belarus aufgezeigt.

Im Schreiben an den UN-Sonder-
berichterstatter werden u.a. genannt 
‚Frakturen, Blutergüsse verschiede-
ner Größe an Oberschenkeln und 
Oberkörper, psychische Traumata‘, 
Schläge in Transportfahrzeugen und 
Haftanstalten: 

„Bei diesen Schlägen wurden die 
Gefangenen gezwungen, eine be-
stimmte, meist demütigende Haltung 

einzunehmen, Parolen zu rufen, Gebe-
te zu lesen und die Nationalhymne zu 

singen (...) Einige Häftlinge 
waren gezwungen, mehre-
re Stunden lang eine un-
bewegliche, unbequeme 
Haltung einzunehmen, da-
nach wurden die Gliedma-
ßen völlig taub; die Hände 
der Häftlinge wurden mit 
selbstverschließenden 
Plastik-Reißverschlüssen 
gefesselt, was besonde-
res Leid verursachte (...) 
Die inhaftierten Frauen 
behaupten, dass das Ver-
halten ihnen gegenüber 
extrem sexistisch und er-
niedrigend war. Es gibt 

Zeugenberichte über Vergewaltigun-
gen durch Beamte des Innenministe-
riums mit Gummiknüppeln, die sich 
sowohl an Männer als auch an Frauen 
richteten.“

Der Vorsitzende der deutschen 
IGFM-Sektion, Edgar Lamm, und 
der Vorsitzende der belarussischen 
Sektion, Prof. Ivan I. Kotlyar, haben 
die Gewalt der Sicherheitskräfte in 
Belarus verurteilt. IGFM-Vorstand-
mitglied Michael Leh hat auf einer 
Kundgebung von Belarussen in Ber-
lin die Solidarität der IGFM mit der 
Demokratiebewegung unterstrichen 
und das herausragende Engagement 
belarussischer Frauen gewürdigt. 

Weitere Aufklärungsarbeit über 
die Lage in Belarus ist nötig. Die Opfer 
der politischen Verfolgung brauchen 
Unterstützung. Um wirkungsvoll 
helfen zu können, wollen wir den Ar-
beitsbereich Belarus /Russland durch 
einen Teilzeit-Mitarbeiter verstärken. 
Dafür kalkulieren wir für die nächsten 
sechs Monate 15.000 € ein. Um un-
ser Vorhaben schnell umsetzen und 
absichern zu können, bitten wir Sie 
um Ihre Mithilfe.

Mitteilungen
an Freunde und Förderer

IGFM - Internationale Gesellschaft für
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Belarus Haft und Folter in Belarus
Die Opfer der politischen Verfolgung brauchen Hilfe

Weißrussische Studentinnen demonstrieren in Berlin
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Gennadij Schutow, 44 Jahre alt, 
war einer von Tausenden, die am 11. 
August 2020 in der weissrussischen 
Universitätsstadt Brest an der Gren-
ze zu Polen gegen Lukaschenko 
demonstriert hatten. Nach Aussa-
gen seiner Tochter Anastasia rief er 
abends an, dass er jetzt nachhause 
komme. Zwei Tage später berichtete 
eine Zeitung, dass der Vater von fünf 
Kindern von einem Polizisten erschos-
sen worden sei. Laut Polizeibericht 
griffen Polizisten Gennadij Schutow 
auf. Dieser habe versucht, mit einem 
Metallrohr bewaffnet den Polizisten 
die Waffen abzunehmen. Ein Polizist 
habe sich bedroht gefühlt und auf 
seine Schulter gezielt, aber durch die 
Gegenwehr Schutows seinen Kopf 
getroffen. Eine Augenzeugin berichte-

teren Familien, die Hilfe brauchen, weil 
ihre Ernährer auf unbestimmte Zeit 
inhaftiert sind. Es sind kleine Beträge, 
200 – 300 €, die als Überbrückung 
gedacht sind. Doch die Zahl der Hil-
fesuchenden wächst. Wir richten uns 
darauf ein, dass wir vielleicht mehrere 
Monate helfen müssen. Bitte helfen 
Sie mit. 

Belarus nicht mehr die Wahrheit“, so 
Anastasia.  

Die IGFM-Gruppe in Brest zieht 
die Aussagen der Polizisten in Zwei-
fel, denn Schutow war nicht allein 
unterwegs. Mit ihm wurde sein Freund 
Aleksander Kordjukow verhaftet, 
der – wie die Sektion erklärt – „ab-
geschaltet“ worden sei. Aleksander 
Kordjukow sitzt seit über einem Monat 
im Gefängnis und wird dort nach Ein-
schätzung der IGFM-Gruppe solange 
festgehalten, bis in einem Gerichts-
verfahren Zeugen der Polizei für ihren 
Kameraden gesprochen haben und 
daraufhin voraussichtlich kein Straf-
verfahren wegen Mordes gegen ihn 
eingeleitet werde. Kordjukow erwar-
ten nach Auskunft der IGFM-Sektion 

Belarus 

Familie Schutow, in der Mitte hinten Gennadij Schutow   - Bildrechte: Privat Schutow
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Gennadij Schutow von Polizist erschossen
IGFM klärt auf und hilft seiner Familie

Liebe Mitglieder, Freunde 
und Förderer,

die großen Demonstratio-
nen in Weißrussland/Belarus 
und Hongkong erinnern an Prag 
1968 und 1989 in Leipzig. Wäh-
rend das Streben nach Freiheit 
in Hongkong niedergeknüppelt 
wurde, hoffen wir in Belarus 
noch auf den Sieg der Freiheit 
über das brutale Regime Luka-
schenkos. Die IGFM steht auf 
der Seite der Demonstranten, 
und sie unterstützt die Opfer.

Bildung ist Voraussetzung 
für eine nachhaltige Entwick-
lung. Doch die in vielen Län-
dern weit verbreitete Armut 
begrenzt zwangsläufig auch die 
Bildungschancen der Kinder. 
Die IGFM fördert in mehreren 
Ländern wie z.B. in Pakistan, 
Ecuador, Guatemala oder auch 
in den Flüchtlingslagern des 
Irak in Zusammenarbeit mit ört-
lichen Partnern Schulprojekte. 
In dieser Ausgabe berichten wir 
über unsere Bildungsförderung 
in Rumänien, die wegen der co-
rona-bedingten Arbeitslosigkeit 
und der damit einhergehenden 
Mittellosigkeit gerade jetzt an 
Bedeutung gewinnt.

Wir sind aktiv und mit Ihrer 
Hilfe bleiben wir es.

Das Redaktionsteam
Karl Hafen und Michael Leh

te, dass sie drei Schüsse gehört habe 
und vom Balkon aus einen Mann in 
einer Blutlache liegend gesehen habe. 
Sie habe deutlich gesehen, dass er in 
den Hinterkopf geschossen worden 
sei und sich ein Mann in Zivil von ihm 
entfernte. Die Polizisten hätten nach 
einem Krankenwagen gerufen, doch 
dann seien Leute gekommen, um den 
am Boden liegenden Schutow zu fil-
men. Der Schütze habe daraufhin eine 
Pistole aus seinem Hemd gezogen 
und sie auf die Fotografen gerichtet, 
um sie zu vertreiben. 

„Unsere Familie wandte sich an 
die Polizei, das Untersuchungsko-
mitee und den Staatsanwalt - die 
letzte formelle Antwort der Strafver-
folgungsbehörden besagt, dass es 
keinen Grund gibt, ein Strafverfahren 
wegen des Mordes einzuleiten. An-
geblich habe sich ein Soldat aus Minsk 
dazu bekannt. Aber man sagt uns in 

15 bis 25 Jahre Haft.

„Die willkürliche Inhaftierung der 
Demonstranten erfolgt gemäß einem 
Gesetz, das es den Weißrussen ver-
bietet, ohne Erlaubnis der Behörden 
auf Plätze zu gehen und Versammlun-
gen abzuhalten. Obwohl dieses Recht 
in der Verfassung verankert ist, ist 
seine Wahrnehmung in der Praxis na-
hezu unmöglich: Der Antrag auf eine 
Demonstration oder Kundgebung bei 
den Behörden ist mit der vorherigen 
Vorlage von Quittungen für diverse 
Dienstleistungen der Polizei, der 
Müllabfuhr oder für Krankenwagen 
verbunden. Dennoch werden 99% der 
Anträge abgelehnt. “, so ein Mitglied 
der Sektion in einem Telefonat mit der 
IGFM in Frankfurt.

Die IGFM hat der nun mittellosen 
Familie Schutow etwas Geld überge-
ben. Die Sektion hat Kontakt zu wei-



„Ich bin Glăvan 
Ionuț Leontin und 
ich bin an der Be-
rufsschule „Anghel 
Saligny“ im Schwer-
punkt Schweißtech-
nik. Der Laptop, den 
Sie mir gegeben ha-
ben, war für mich und 
meine Geschwister 
sehr hilfreich. Dass 
ich dieses Schuljahr 
gut abgeschlossen 
habe, ist nur Ihnen 
und Ihrem Gespräch 
zu verdanken, dass 
Sie mit meinen Eltern 
geführt haben. Die 
finanzielle Hilfe, die 
Sie meiner Familie 
gegeben haben, hat 
unserer Familie Auf-
trieb gegeben. Wir waren seit März 
[durch Corona] nicht mehr in der 
Schule, aber wir wurden online un-
terrichtet. Das Internet kostet uns 60 
Lei pro Monat und das Abonnement 
für ein Smartphone ebenfalls 60 Lei. 
[Anm.: 1 Euro entspricht ca. 4,8 Lei). 
Danke für Ihre Hilfe.“ 

Die schulische Zukunft beginnt 
- oder endet allzu oft - in Rumänien 
bereits nach dem 8. Schuljahr! Mit Ab-
schluss der 8. Klasse in der Einheits-
schule, die es in jeder Gemeinde in 
Rumänien gibt, endet die Schulpflicht. 
Wer weiter die Schule besuchen will, 
seien es drei Jahre für eine berufliche 
Ausbildung oder vier Jahre für eine 
Hochschulreife, muss sich auf den 
Weg in die weiterführenden Schulen in 
der nächsten Großstadt machen. Doch 
das muss man sich leisten können. 

Da der rumänische Staat für den 
Schulbesuch keine oder so gut wie 
keine Buskosten übernimmt, zumin-
dest nicht in der weitläufigen Region 
Braila, sind Fahrtkosten in Höhe von 
50-65 Euro im Monat die Regel. Bei 17 
Euro Kindergeld und dem Monatsver-
dienst eines Tagelöhners von 130-200 
Euro auf dem Land endet für viele 
Kinder armer Eltern der Schulbesuch 
somit nach der 8. Klasse Es folgt der 
Weg in eine Zukunft als Tagelöhner 
auf den Weiden und in den Ställen 
des Ortes.

In enger Kooperation mit Schulen, 
Sozialarbeitern und einer örtlichen 

Stiftung bemühen sich IGFM-Mitglie-
der im Raum Fulda, diesen Kreislauf 
für begabte Kinder zu beenden. 
Gunter Goebel, Sprecher der Gruppe 
und selbst Gymnasiallehrer: „Es geht 
uns nicht um  Spitzennoten, sondern 
soziale Belange und die Sehnsucht 
der jungen Menschen nach einem 
weiteren Schulbesuch stehen im Vor-
dergrund. Jedem ‚Schulpatenkind‘ 
wird ein gespendetes (gebrauchtes) 
Notebook zur Verfügung gestellt, das 
gemeinsam mit einem Internetzugang 
den Jugendlichen einen Einstieg in die 
digitale Welt und eigene Recherchen 
und das Produzieren von Texten und 
Referaten ermöglicht sowie den Kon-
takt zu Mitschülern,  Lehrkräften und 
Institutionen sicherstellt.“ 

„Ich bin Glăvan Ionela, die Mut-
ter der Kinder, denen Sie helfen. 
Ich danke auch für die Hilfe zum 
Unterhalt meiner Familie. Mit Ihrer 
Unterstützung kaufte ich Essen und 
Vorräte für die Kinder und bezahlte die 
Laptop-Abonnements für die Schule. 
Alle meine Kinder gingen zur Schule 
und schafften es, dieses Schuljahr 
zu beenden. Ich weiß nicht, wie es 
im Herbst sein wird, aber ich bin ent-
schlossen, sie weiter zur Schule zu 
schicken. : Mein Mann konnte  in die-
ser  Pandemie-Situation keine Arbeit 
finden. Wir kämpfen als Familie um‘s 
Überleben. Danke für all Ihre Hilfe.“

Das Beispiel der Familie Glavan 
zeigt eindrucksvoll, wie Zukunft auch 
für Kinder bedürftiger Familien gelin-

gen kann. Wenn es 
auch in diesem Jahr 
wegen Corona nicht 
zu einer persönlichen 
Begegnung der IGFM 
mit den Armen kom-
men wird, gelingt die 
gute Zusammenar-
beit durch die durch-
gehende Betreuung 
der beiden Pastoren 
in Braila.  

Seit Beginn der 
90er Jahre küm-
mern sich die IGFM-
Mitglieder im Raum 
Fulda um Benach-
teiligte in Rumänien. 
Bei ihrem Besuch in 
Braila im Herbst 2019 
überzeugten sie die 

Eltern von Ionut Leontin, dem bereits 
von der Schule abgemeldeten Sohn 
den Besuch der Berufsschule zu 
ermöglichen. Im Gegenzug haben 
die Mitglieder die monatlichen Bus-
Fahrtkosten zur Schule für die drei 
ältesten Kinder, Ionut Leontin und 
seine beiden Schwestern, übernom-
men, immerhin 150 Euro pro Monat. 
Für weitere fünf Schulpatenschaf-
ten der 9. bis 12. Klasse bringen 
die Mitglieder jährlich 2000 € auf.  
50 Schüler werden jährlich zum Schul-
beginn mit Lehrmitteln für insgesamt 
2000 € unterstützt, weitere 15 Famili-
en mit schulpflichtigen Kindern erhal-
ten als Unterstützung 150 bis 300 € im 
Jahr. Gerne möchte die Gruppe auch 
Kindern in den Nachbarorten helfen, 
aber dazu braucht sie Hilfe.

Begabte Schüler, aber arm 
Sollen sie als Tagelöhner enden?Rumänien

Familie Glavan  - Bildrechte IGFM
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Am 30.6. trat das „Sicherheitsge-
setz“ für Hongkong in Kraft. Organe 
der Volksrepublik haben dort jetzt 
weitreichende Vollmachten. Behörden 
in Festlandchina können Untersu-
chungen gegen Verdächtige in Hong-
kong einleiten, ohne die dortige Justiz 
einzuschalten. Chinas Oberstes Ge-
richt kann Fälle Staatsanwaltschaften 
und Gerichten in Festlandchina zuwei-
sen. Verdächtige können ausgeliefert 
werden. Das Gesetz hat bereits zu 
gravierenden Folgen geführt: Parteien 
der Demokratiebewe-
gung wie „Demosisto“ 
lösten sich selbst auf. 
Im September wurden 
u.a. die Abgeordneten 
der Demokratischen 
Partei, Lam Cheuk-ting 
und Ted Hui, verhaftet. 
Auf Kaution sind sie 
derzeit frei. Der frühere 
Abgeordnete Nathan 
Law ging ins Exil. Am 
1.9. sprach er auf ei-
ner Kundgebung vor 
dem Auswärtigen Amt 
in Berlin anlässlich des 
Besuchs des chinesi-
schen Außenministers 
Wang Yi.

Die Pressefreiheit 
wird weiter einge-
schränkt. Der chinakritische Medien-
unternehmer Jimmy Lai, Herausgeber 
von „Apple Daily“, wurde verhaftet. 
Auch er ist auf Kaution derzeit wieder 
auf freiem Fuß. Wie „Apple Daily“ 
am 16.9. meldete, floh auch Sunny 
Cheung, ein weiterer prominenter 
Demokratie-Aktivist. Trotz der Ein-
schränkungen durch das Gesetz 
hatten tausende Bürger mutig weiter 
demonstriert. Es folgten Massenver-
haftungen. In der „Hong Kong Free 
Press“ erschien ein Artikel mit der 
Überschrift: „Was wird Hongkong 
nach über 10.000 Verhaftungen mit 
all seinen Dissidenten machen?“ Im 
September sollten Wahlen stattfinden, 
doch sie wurden unter dem Vorwand 
der Corona-Bekämpfung abgesagt. 
Das „Sicherheitsgesetz“ steht in Schu-
len auf dem Lehrplan. Schulbücher 
mit chinakritischen Passagen werden 
aussortiert. Es wird Propaganda ge-
gen Gewaltenteilung gemacht.

Am 23.8. wollten 12 Aktivisten 
mit einem Schnellboot nach Taiwan 

flüchten. Die chinesische Küstenwa-
che stoppte sie. Wie „Apple Daily“ am 
16.9. meldete, würden alle jetzt „ohne 
Kontakt zur Außenwelt in einem Ge-
fangenenlager in Shenzhen festgehal-
ten“. Allein schon wegen des Vorwurfs 
des illegalen Grenzübertritts droht 
ihnen bis zu einem Jahr Haft. Eine 
Sprecherin des Außenministeriums 
in Peking nannte sie „Separatisten“.

Auch Hongkonger in Deutschland 
haben Angst, wegen Kritik an China 

und dem Sicherheitsgesetz bei Rück-
kehr belangt zu werden. Sie fürchten, 
Verwandte und Freunde könnten unter 
Druck gesetzt werden. Bei Demos in 
Deutschland verhüllen manche ihr 
Gesicht. Das Auswärtige Amt schreibt 
über das Sicherheitsgesetz, es sehe 
„für neue und nicht klar definierte Tat-
bestände der Sezession, Subversion, 
Terrorismus sowie Zusammenarbeit 
mit ausländischen Staaten Strafan-
drohungen bis zu lebenslanger Haft“ 
vor. Und warnt: „Gleichzeitig werden 
auch Handlungen, die außerhalb 
des Territoriums von Hongkong von 
Ausländern begangen werden, in den 
Anwendungsbereich des Gesetzes 
einbezogen. Es kann nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden, dass deut-
sche Staatsbürgerinnen oder Staats-
bürger in Hongkong von Maßnahmen 
aufgrund des neuen Gesetzes betrof-
fen werden. (...) Seien Sie besonders 
vorsichtig und seien Sie sich bewusst, 
dass politische Äußerungen, auch 
in den Sozialen Medien, als relevant 
betrachtet werden können.“

IGFM-Vorstandsmitglied Michael 
Leh sprach am 15.8. vor Hongkongern 
auf dem Alexanderplatz in Berlin, ge-
meinsam mit u.a. Taiwan- „Repräsen-
tant“ (de facto Botschafter) Jhy-Wey 
Shieh. Bei der Kundgebung vor dem 
Kanzleramt am 14.9. anlässlich des 
EU-China-Gipfels verdeutlichte Leh 
auch die zunehmende militärische Be-
drohung Taiwans durch die VR China. 
Leh forderte die Bundesregierung auf, 
dazu nicht weiter zu schweigen. „Die 
Gewaltandrohungen Chinas gegen 

Taiwan sind völkerrechts-
widrig“, betonte er. Selbst 
wenn man Taiwan nicht 
als eigenen Staat diplo-
matisch anerkenne, sei 
es mindestens ein sog. 
stabilisiertes „de-facto-
Regime“. Auch für solche 
gelte das völkerrechtliche 
Gewaltverbot.  

„Völker der Welt, 
schaut auf diese Stadt!“, 
rief Berlins Bürgermeis-
ter Ernst Reuter 1948 
in seiner Rede bei der 
Blockade durch die So-
wjets. Jetzt sind wir auf-
gerufen, auf Hongkong 
zu schauen. Die IGFM 
schaut genau hin und ist 
dabei u.a. mit Hongkon-

ger Bürgerrechtlern im Gespräch. 
Bitte helfen Sie uns mit Ihrer Spende, 
damit wir weiter auf das Schicksal der 
Stadt hinweisen, für Bürgerrechtler 
eintreten und auch praktische Hilfe 
leisten können.
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„Völker der Welt, schaut auf diese Stadt!“
Die Lage in Hongkong hat sich dramatisch verschlechtertHongkong

Hongkong-Abgeordneter Nathan Law bei Kundgebung vor dem Auswärtigen 
Amt in Berlin  - Bildrechte Michael Leh / IGFM

Ihre Spende überweisen Sie bitte
unter Angabe des

entsprechenden Kennwortes
oder der Kennziffer

auf folgendes IGFM-Konto:

IBAN: DE31 5502 0500 0001 4036 00
Swift-BIC: BFSWDE33MNZ
 Bank für Sozialwirtschaft

Die Finanzen der IGFM wurden im 
Februar von einem unabhängigen Wirt-
schaftsprüfer geprüft. Den Prüfvermerk 
stellen wir Ihnen auf Anfrage gerne zur 

Verfügung.  


